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Der Streikder "Sans
Papiers"ist beendet, sagt
jedenfallsdasJustizminis-
terium. Bisher dürfen aber
weder Presse, Menschen-
rechtsorganisationen noch

Abgeordnete diese
Informationvor Ort

überprüfen.

"Wir werdendenKampf gegen
die illegale Immigration weiter-
führen", sagte ein sichtlich gut
gelaunter Justizminister bei m
Neujahrsempfang seines Minis-
teriums am vergangenen Mitt-
wochundbefanddamit denUm-
gang mit den i m Hochsicher-
heitsgefängnis inhaftierten
"Sans Papiers" nachträglich
nocheinmal für richtig. Schließ-
lich hätten sichjene ohne gülti-
ge Papiere in leer stehenden
Häusernaufgehalten, wosievon
der Polizei aufgegriffen wurden.
Zwei derFestgenommenenseien
vorbestraft, ein weiterer, abge-
lehnter Asylbewerber habe sich
wiederholt der Abschiebung
entzogen. Gründe genugfür Luc
Frieden, die Missetäter i m neu
eingerichteten"Centre deséjour
provisoire" in Schrassig festzu-
halten und, sobald die nötigen
Papiere da sind, wieder abzu-
schieben.
Sehr viel mehr ist über das

Schicksal der sechs Inhaftierten
nicht zu erfahren. In einer Pres-
semitteilung des Ministeriums
vomMontagmittaghießesledig-
lich, "quel'ensemble deces per-
sonnes ont arrêtéleur action de
protestation vendredi le 3 jan-
vier enfin d'après−midi". Außer-
demteilte die Behörde mit, es
habe sich bei jener Aktion kei-
neswegs umeinen Hungerstreik
gehandelt. Viel mehr hätten die
Betroffenen "si mplement refusé
les repas leur servis". Alle seien
wohlauf.
So weit dieFakten, wiesie das

Justizministerium darstellt. Et-
was anders klingt die Geschich-
te aus demMund des Rechtsan-
walts eines Betroffenen: Dem-
nachhabesein Klient i mVerlauf
der gemeinsamen Unterredung
am vergangenen Donnerstag
sehr wohl von einemam31. De-
zember begonnenen Hunger-
streik gesprochen − und durch
diesenbinnendrei Tagenbereits
fünf Kilo abgenommen. Die be-
fristete Protestaktionsei erfolgt,
weil denInsassensowohl Telefo-
nate mit den Angehörigen als
auch Besuche nicht genehmigt
worden seien (siehe woxx
Nr. 674).
Zwei Versionen eines Sach-

verhalts − und welche davon

sti mmt, vermag niemand so
recht zu sagen. Auch nicht, wa-
rum der Hungerstreik, der an-
geblichkeiner war, abgebrochen
wurde. Etwa weil der Justizmi-
nister doch Telefonate gestatte-
te, wie es in einer entsprechen-
den Pressemitteilung vom2. Ja-
nuar hieß? Was aber ist dann
von der bislang unbestätigten
Meldung zu halten, dass extra
aus Belgien zum Besuch ange-
reiste Familienangehörige Ende
vergangener Woche im CPL ab-
gewiesen wordenseien? Das mi-
nisterielle Kommuniqué verliert
über dieFrage der Besuchekein
Wort − auf eine schriftliche
Nachfrage der grünen Abgeord-
neten Renée Wagener gabes bis
Redaktionsschluss keine Ant-
wort. Ebenso unbeantwortet
blieb bisher ihre Bitte umeinen
Besuchstermin. Ein Dringlich-
keitsantrag der "woxx", die Be-
troffenen der "rétention admi-
nistrative" zu besuchen, und
sich selbst ein Bild der Lage zu
verschaffen, wurde vomJustiz-
minister abgewiesen: Nur Fami-
lienangehörigen und Anwälten
werde der Besucherlaubt.
"Ein Gefängnis ist kein Hotel,

das jeder einfach besuchen
könnte", präzisierte Luc Frieden
gegenüber der "woxx". Von ei-
nemmöglichenKonflikt mit dem
Grundrecht der Pressefreiheit
will der Justizminister nichts
wissen. "Das ist mein gutes
Recht", so seine lapidare Erklä-
rung für das kategorische Be-
suchsverbot gegenüber der
Presse. Laut Règlement grand−
ducal vom 20. September 2002
untersteht das "centre de
séjour provisoire" allein dem
Justizminister.

Eine Mauer des
Schweigens
Dass es anders geht, zeigt ein

Blick zumdeutschen Nachbarn.
Dort entscheidet die jeweilige
Gefängnisleitung über Besuche.
In der Regel bekommenJourna-
listInneninallen Bundesländern
auf Anfrage Zugang zu Abschie-
behäftlingen−in dringendenFäl-
len wie einem Hungerstreik so-
gar binneneiner Stunde.
Auf Flüchtlingsfragenspeziali-

sierte Menschenrechtsorganisa-
tionen erhalten ebenfalls regel-
mäßigZutritt. FrankGockel vom
Verein "Hilfe für Menschen in
Abschiebehaft", der die rund
560 Insassen der größten deut-
schen Abschiebehaftanstalt i m
nordrhein−westfälischen Büren
betreut, sagt dazuimGespräch
mit der"woxx": "Nein, wir haben
kaumProbleme, Insassenzu be-
suchen." Einem Besuch werde
zwar nur i mFalle konkreter An-
fragen eines Häftlings oder ei-
nes Familienangehörigen statt-
gegeben. Die Genehmigung zu
bekommen, sei aber durch den
Bekanntheitsgrad, den die Orga-
nisation bei denInsassen genie-
ße, und der Zusammenarbeit
zwischen Gefängnispersonal
und NGOein Leichtes − eine Be-
dingung, dieluxemburgische Or-
ganisationen wie Asti und Cari-
tas kaumerfüllenkönnen.
"Wie sollen die Inhaftierten

nach uns fragen, wenn die gar
nicht wissen, dass es uns gibt?",
fragt Asti−Präsident Serge Koll-

welter. Gerade weil die Betroffe-
nenisoliert seien, würden diese
nichts von der Existenz nicht-
staatlicher Hilfsangebote erfah-
ren, argumentieren die NGOs.
"Scheinheilig" nennt Kollwelter
deshalb auch die ministerielle
Reaktion auf ein dringendes
Asti−Ersuchen um Besuchsrecht
vom 31. Dezember vergange-
nen Jahres. In dem Antwort-
schreiben will der zuständige
Beamte wissen, ob überhaupt
ein Häftling umden Besuch ge-
betenhabe.
Aber nicht nur diese bürokra-

tische Engstirnigkeit des Absen-
ders, sondern auch der Zeit-
punkt des Briefes lässt stutzen:
Verfasst wurde er am7. Januar,
fünf Tage nachdemlaut Ministe-
riumdieInsassenihreProtestak-
tionabgebrochenhatten.
Auch die beiden anderen

Schreiben des Ministeriums an
die Presse wurden verzögert
verschickt: das ersteam2. Janu-
ar auf Druck von JournalistIn-
nen, das zweite vier Tagespäter.
Die Gründefür diezögerlicheIn-
formationspolitik sind unbe-
kannt, denn eine entsprechende
Pressenachfrageist bisher unbe-
antwortet geblieben. Es scheint,
als sei die Informations− wie
auch die Abschiebepolitik des
Ministers i mneuenJahr die alte
geblieben: Mauern und Einmau-
ernstatt Transparenz und Groß-
zügigkeit. Dabei hatte der Fall ei-
ner jungen Kongolesin i m De-
zember'99 schoneinmal auf tra-
gische Weise gezeigt, wie prekär
sich Abschiebehaft auf die Be-
troffenen auswirken kann. Die
Frau, die von der Polizei ohne
gültige Aufenthaltsgenehmigung
aufgegriffen und i m CPL in der
"rétentionadministrative" gehal-
ten wurde, hatte ihrem Leben
ein Ende gesetzt. Schon damals
beklagten JournalistInnen die
restriktive Informationspolitik
von Luc Frieden. Sogar die in
Belgien lebenden Eltern erfuh-
ren von demFall erst, nachdem
die Frauin Schuttrange beerdigt
worden war. Dass Selbstmorde
eine reelle Gefahr in Abschie-
beknästen darstellen, zeigen üb-
rigens auch die traurigen Erfah-
rungen i mAusland: In Deutsch-
land haben laut Situationsbe-
richt des Bundesjustizministeri-
ums alleini mZeitraumvon1992
bis 1996 18 Häftlinge in der Ab-
schiebehaft Selbstmord began-
gen. Nach Meinung von Men-
schenrechtsorganisationenspie-
len dabei miserable Haftbedin-
gungen oft eine Rolle. "Wir set-
zen uns für eine menschenwür-
dige Unterbringung ein und ver-
suchendarüber zu wachen, dass
in den Abschiebeknästen Min-
deststandards eingehalten wer-
den", erklärt Menschenrechtsak-
tivist Frank Gockel. "Die Presse
hilft uns dabei."
Ob dies der wahre Grund ist,

warumder Justizminister in Sa-
chen Abschiebehaft bloß keine
Öffentlichkeit wünscht?

Ines Kurschat

PS: AmDonnerstag, den9. Ja-
nuar, meldete dasJustizminis-
teriumden Todeines zulebens-
langer Haftstrafe Verurteilten.
Der Mann war amselbigen Tag
gegen 12Uhrtot inseiner Zelle
aufgefunden worden. Die Todes-
ursacheist unklar.

Online−Ironie: Staatsanwaltschaft sieht rot
Hoch her gi ng es i m Telepolis−Forum (www.telepo-
lis. de) bei der Diskussion über das vermutlich von den
USAtolerierte Massaker an Tali ban−Kämpfern. Von Sei-
ten ei nes gewissen "Engi ne_of_Aggression" gab es Bei-
fall für die Morde: " Warumsollen Massaker i mmer nur
an den Guten angerichtet werden und der Bodycount
des Abschaums kommt unterm Strich besser weg!"
Hol ger Voss, notorischer Pazifist, konterte i n ei nem
ironisch gemei nten Posti ng: "Sti mmt. Deshal b wurde
es dri ngend Zeit, dass nach all den Massakern, die von
den USA oder i m Auftrag der USA begangen wurden,
endlich mal Leute den Mut hatten, ei n Massaker am
wahren Abschaum, an US−AmerikanerI nnen zu ver-
üben." Hierauf wurde gegen i hn Anzei ge wegen Billi-
gung der WTC−Anschläge erstattet. Zwar schei nt die
Staatsanwalt den Fall begeistert aufgenommen zu
haben, doch bei der Verhandl ung am vergangenen
Mittwoch machte sie ei ne schlechte Fi gur. Die
Anklageschrift war fehlerhaft, und aufgrund der
deutlich zu belegenden persiflierenden Absicht des
Posti ngs ei ni gte man sich rapi de auf ei nen Freispruch.
Das Ganze sorgte für ei ne Riesendebatte auf Telepolis.
Außerdem wurde Strafanzei ge gegen "Engi ne" erstattet.
Nicht etwa, umes mundtot zu machen, sondern umzu
sehen, wie die Staatsanwaltschaft mit − ernst
gemei nten − Tali ban-fei ndlichen Verbal−Exzessen
umgeht.

Essoklagt auf Schadensersatz
"The empire strikes back", titelte das Tageblatt am
Dienstag. Gemeint war die Schadensersatzklage, die
Esso Luxemburg gegen Greenpeace angestrengt hat.
Aus Protest gegen die Umweltpolitik des Mineralölkon-
zerns Exxon Mobil, dessen Tochterunternehmen Esso
Luxemburg ist, waren i m vergangenen Oktober Green-
peace−AktivistI nnen aus ganz Europa angereist und
hatten ei nen Tag lang den Zugang zu Esso−Tankstellen
bl ockiert und sich an Zapfsäulen angekettet. Der Vor-
wurf von Greenpeace: Der Konzern habe Druck auf die
US−Regierung ausgeübt, um das Kioto−Kli maschutz-
protokoll abzulehnen. Nun hat Esso zurückgeschlagen
und Greenpeace auf Schadenersatzi n Höhe von 33.000
Euro verklagt. Das Unternehmen wirft den AktivistI n-
nen unter anderem Beei nträchti gung der Gewerbefrei-
heit und Störung der öffentichen Ordnung vor. Für
Greenpeaceist die Reakti on von Esso bezeichnend: Der
Konzern versuche jeden Widerstand gegen sei ne Fir-
menpolitik zu zerschmettern, i ndemer seine KritikerI n-
nen vor Gericht zerrt, hei ßt es i n ei ner Pressemittei-
l ung. Neben der Klage i n Luxemburg hat Esso nach
Greenpeace−Angaben auch rechtliche Schritte gegen
die UmweltschützerI nnen i n Deutschland, Frankreich
und Großbritannien unternommen. Der Prozess werde
vermutlich mehrere Jahre dauern, sagte der Luxem-
burger Greenpeace−Koordi nator Pascal Husti ng.

Klonen: Differenzierter Entschluss
Während bereits die Ethikräte i n Deutschland, Frank-
reich und den USA ei n i nternationales Klonverbot an-
streben, sprach sich auch die Nati onale Ethikkommis-
si on i n Luxemburg gegen das Klonen aus. Das repro-
duktive Klonen, das künstliche Erschaffen von Men-
schen, sei ethisch zwar nicht vertretbar, sagte Kom-
missionspräsi dent Jean−Paul Harpes. Darüber bestehe
i nnerhalb der Kommission Ei ni gkeit. Was das thera-
peutische Klonen angeht, also das Kultivieren embryo-
naler menschlicher Stammzellen, so könne dies aber
unter strengsten Auflagen durchaus ethisch vertretbar
sei n. Die Kommission sprach sich für ei ne EU−weit ei n-
heitliche Lösung aus. Unterdessen zeichnet sich i n
Deutschland ei ne Allianz zwischen CDU und den Grü-
nen ab. Bei de Parteien wollen neben dem reprodukti-
ven auch das therapeutische Klonen verbieten. Der
Gentechnik−Experte der Grünen, Rei nhard Loske, zei gte
sich ei ner Zusammenarbeit mit der Union gegenüber
aufgeschlossen, um die Bundesregierung zu ei nem
Kurswechsel zu zwingen. Diese hatte sich i m Novem-
ber bei den Verei nten Nati onen nur für ei n Verbot des
reproduktiven Klonens ei ngesetzt.
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